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Vorwort

Seit der letzten Auflage des Kompendiums zum Pflegerecht sind weniger als zwei Jahre 
vergangen. Das Buch hat erfreuliche Resonanz erzielt – zugleich steht das Rechtsgebiet vor 
großen Herausforderungen. Dies betrifft insbesondere die soziale Pflegeversicherung, deren 
langfristige Leistungsfähigkeit und Finanzierbarkeit angesichts einer stetig wachsenden Zahl 
pflegebedürftiger Menschen nachhaltig gesichert werden muss.
Der Gesetzgeber begegnet diesen Herausforderungen mit dem Pflegeunterstützungs- und 
Entlastungsgesetz (PUEG), welches zum 1. Juli 2023 in Kraft getreten ist. Damit sind die 
Leistungsbeträge des SGB XI angehoben und ihre Dynamisierung – also die Anpassung an die 
Inflationsrate – auf den Weg gebracht worden. Zudem gab es Erleichterungen für pflegende 
Angehörige, die die Verhinderungs- und Kurzzeitpflege nunmehr flexibler miteinander kombi­
nieren können. Neu ist auch die Staffelung der Beiträge zur sozialen Pflegeversicherung. Diese 
hatte das Bundesverfassungsgericht in einem Beschluss vom 7. April 2022 angemahnt. Neben den 
Änderungen durch das PUEG berücksichtigt die Neuauflage die Reform des Vormundschafts- 
und Betreuungsrechts, die zum 1. Januar 2023 in Kraft getreten ist, sowie neuere Rechtsprechung.
Die mit der Pflege in Zusammenhang stehenden Rechtsfragen werden weiterhin nicht nur für 
Juristinnen und Juristen, sondern für viele verschiedene Disziplinen von Interesse sein – sei 
es für die Pflegenden selbst, sei es für die beratenden Berufe. Diesem ganz unterschiedlichen 
Personenkreis soll dieses Buch einen Überblick über die relevanten sozial- und zivilrechtlichen 
Regelungen geben. Prüfschemata und kleine Beispielsfälle sollen Wege zur Lösung der Rechts­
fragen aufzeigen.
Ein herzlicher Dank gebührt Martina Dieterle sowie Alina Albering, Milena Herbig, Helen 
Hermann, Mathieu Wagner und Christina Wieda für die Unterstützung bei der Neuauflage. 
Sie haben sich mit großer Sorgfalt der Durchsicht des Manuskripts angenommen und bei der 
Aktualisierung wertvolle Hilfe geleistet. Wiederum danke ich Peter Schmidt vom Nomos-Verlag 
für die gute und zuverlässige Betreuung im Rahmen des Lektorats.
 

Speyer im Juni 2023 Constanze Janda
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Einleitung

Orientierungsfragen

n Welche Rechtsgebiete umfasst das Pflegerecht?
n Aus welchen Gründen erwies sich die Einführung eines sozialen Sicherungssystems für das 

Risiko der Pflegebedürftigkeit als notwendig?
n Welche rechtspolitischen Alternativen zur sozialen Pflegeversicherung wurden vor der 

Verabschiedung des SGB XI diskutiert? Warum wurden diese verworfen?
n Woraus erklärt sich der fortdauernde Reformbedarf im Pflegeversicherungsrecht?

Begriff des Pflegerechts

Die Versorgung pflegebedürftiger Menschen wirft eine Vielzahl von Rechtsfragen auf, die nahezu 
alle Rechtsgebiete tangieren. Das Pflegerecht verdient daher durchaus eine komprimierte 
Darstellung, bildet jedoch kein eigenständiges Rechtsgebiet. Entsprechend unklar sind Reich­
weite und Gehalt dieses Begriffs. Die wenigen einschlägigen Lehr- oder Handbücher setzen 
unterschiedliche Schwerpunkte, die von rein sozialrechtlichen Abhandlungen1 bis zu zivil- und 
berufsrechtlichen Übersichten reichen2 und zum Teil recht spezifische Zielgruppen haben.3

Abgrenzung zum Medizinrecht

Strikt abzugrenzen ist das Pflegerecht vom Medizinrecht, also dem Recht der Behandlung von 
Krankheiten durch Ärzte und andere Leistungserbringer.4 Wiewohl im Alltag medizinische 
Behandlung und Pflege oftmals miteinander einhergehen und sich gegenseitig ergänzen, stehen 
beide Gebiete im Recht unabhängig nebeneinander. Nicht nur deren Anwendungsfälle – 
Krankheit im Medizinrecht, Pflegebedürftigkeit im Pflegerecht – unterscheiden sich erheblich: 
Wesentliches Merkmal der Pflege ist die Unterstützung von Personen jeden Alters, die – 
unabhängig von der Ursache – nicht in der Lage sind, alltägliche Verrichtungen selbst zu 
bewältigen. Von der medizinischen Behandlung unterscheidet sich die Pflege dadurch, dass sie 
ohne ärztliche Anordnung und Begleitung auskommt. Auch die organisatorischen Strukturen 
der Versorgung, die involvierten Leistungserbringer und deren Zulassung, die berufsständischen 
Regelungen und die Bestimmung der von den Sozialleistungsträgern zu erbringenden Leistungen 
divergieren erheblich.
Das Recht der sozialen Pflegeversicherung (SGB XI) stellt einen wesentlichen Baustein des 
Pflegerechts dar, bestimmt es doch über Art und Form der Leistungserbringung in der Pflege 
und die Übernahme ihrer Kosten durch öffentliche Träger wie durch private Versicherungsun­
ternehmen und repräsentiert damit einen Großteil der durch Pflege entstehenden Kosten. Die 
Erschließung des Pflegerechts muss daher notwendig ihren Ausgang im Sozialversicherungs­
recht nehmen.

1. Kapitel:

A.

I.

1 Griep/Renn, Pflegesozialrecht, 6. Aufl., 2017 mit dem Fokus auf der Abgrenzung der unterschiedlichen Sozial­
leistungszweige.

2 Weiß, Recht in der Pflege, 3. Aufl., 2020; Wiese, Pflegerecht, 2014.
3 Breidenstein, Pflegerecht für Angehörige, 2012; Schmidt/Meißner, Organisation und Haftung in der ambu­

lanten Pflege, 2009; Müller/Schabbeck, Praxishandbuch Pflegerecht, 2018.
4 Igl/Welti, Gesundheitsrecht, 4. Aufl., 2022; Quaas/Zuck/Clemens, Medizinrecht, 4. Aufl., 2018; Janda, Medi­

zinrecht, 5. Aufl., 2022.
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Pflegerecht als Teil des Sozial(versicherungs)rechts

In Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 GG ist dem Bund die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz für die 
Sozialversicherung zugewiesen. Diese hat er mit dem Erlass des Sozialgesetzbuchs (SGB) weitge­
hend ausgeschöpft. § 4 Abs. 2 SGB I vermittelt allen Mitgliedern der Sozialversicherung das Recht 
auf notwendige Maßnahmen zum Schutz, zur Erhaltung, Besserung und Wiederherstellung 
ihrer Gesundheit und Leistungsfähigkeit sowie auf wirtschaftliche Sicherung bei Krankheit, 
Mutterschaft, Minderung der Erwerbsfähigkeit und Alter. Gemäß § 28 SGB XI können nach 
dem Recht der sozialen Pflegeversicherung Leistungen bei häuslicher Pflege, bei teilstationärer 
und Kurzzeitpflege sowie bei Vollzeitpflege in Anspruch genommen werden. § 1 Abs. 4 SGB XI 
spezifiziert die Aufgabe der Pflegeversicherung als Hilfeleistung für Personen, die wegen der 
Schwere ihrer Pflegebedürftigkeit auf solidarische Unterstützung angewiesen sind.
Als Sozialleistung ist die Pflege aber nicht nur im Kontext des SGB XI relevant. Sie wird als Grund- 
und Behandlungspflege in der Krankenversicherung (SGB V) erbracht. Nicht zu unterschätzen 
ist auch die Bedeutung des Sozialhilferechts (SGB XII), denn von denjenigen, die in stationären 
Einrichtungen gepflegt werden, sind 34,4 % auf (ergänzende) Hilfe zur Pflege angewesen.5 In 
Bezug auf letztere greift der Kompetenztitel des Art. 74 Abs. 1 Nr. 7 GG, denn dem Bund ist auch 
die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz für das Fürsorgerecht eingeräumt. Sozialhilfe 
und Sozialversicherung können folglich einander ergänzende Regelungen zu den Ansprüchen 
pflegebedürftiger Personen bereithalten.6

Personen, die nicht der gesetzlichen Krankenversicherung angehören, sind gehalten, privat für 
den Fall der Pflegebedürftigkeit vorzusorgen. Sie schließen dazu einen privatrechtlichen Vertrag 
mit einem Versicherungsunternehmen. Grundsätzlich gelten für private Versicherungsverträge 
die Regelungen des VVG; es gilt die Privatautonomie, dh die Vertragspartner können frei 
entscheiden, ob und zu welchen Bedingungen sie ein Vertragsverhältnis eingehen. Dass dieses in 
der allgemeinen Handlungsfreiheit aus Art. 2 Abs. 1 GG gründende Recht auf freie Aushandlung 
der Vertragsbedingungen in einem so existenziellen Lebensbereich wie der Pflege zulasten der 
Pflegebedürftigen gehen kann, liegt auf der Hand. In der privaten Pflegeversicherung sind die 
Vorgaben des VVG daher weitgehend durch das SGB XI überformt.7

Pflegezivilrecht

Basis der pflegerischen Versorgung sind zivilrechtliche Verträge zwischen den pflegebedürftigen 
Personen und ambulanten Pflegediensten oder stationären Einrichtungen.8 Aber auch die 
informelle, selbst organisierte häusliche Pflege weist zivilrechtliche Bezüge auf. Sie manifestieren 
sich nicht zuletzt in haftungs- und betreuungsrechtlichen Fragen, sind aber stets im Kontext des 
Sozialversicherungsrechts zu würdigen, aus dem die inhaltlichen Anforderungen an die Pflege 
abgeleitet werden können. Damit ergibt sich ein sogenanntes sozialrechtliches Dreiecksver­
hältnis zwischen der pflegebedürftigen Person, dem Leistungserbringer und dem Kostenträger 
– der Pflegeversicherung einerseits, der Sozialhilfeträger andererseits.

II.

III.

5 Bundesregierung, Siebter Bericht der Bundesregierung über die Entwicklung der Pflegeversicherung und den 
Stand der pflegerischen Versorgung in der Bundesrepublik Deutschland, S. 100, abrufbar unter https://ww
w.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/P/Pflegebericht/Siebter_Pfl
egebericht_barrierefrei.pdf. Die Angabe bezieht sich auf den Stand 2019; der nächste Pflegebericht der 
Bundesregierung erscheint voraussichtlich 2024.

6 Welti, Sozialrecht aktuell Sonderheft 2016, 54, 55.
7 Dazu ausführlich Kap. 2, Rn. 48 ff.
8 Wiese, Pflegerecht, Rn. 198 ff.
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